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Referentenentwurf für ein „Drittes Gesetz zur Änderung des Brennstoffemissi-
onshandelsgesetzes (BEHG)“ 
Ihre Mail vom 03.07.2026 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der „Bundesverband Deutscher Sonderabfallverbrennungsanlagen e.V.“ ist der Zusam-
menschluss von Sonderabfallverbrennungsanlagen in Deutschland. Alle Sonderabfall-
verbrennungsanlagen unserer Mitglieder unterliegen dem BEHG/der BEHV. 
 
Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme und nehmen wie folgt Stel-
lung:. 
 
1. Vorbemerkung 
 
Wir beschränken uns  in unserer nachfolgenden Stellungnahme auf einige wenige 
Punkte, die für die Anlagen zur thermischen Behandlung von Abfällen, insbesondere 
der Sonderabfallverbrennung, besonders relevant sind und diese nachhaltig betreffen.  
 
Wir haben stets deutlich gemacht, dass das Erreichen der nationalen und europäischen 
Klimaschutzziele von uns unterstützt wird und dass der Emissionshandel nicht grund-
sätzlich infrage gestellt wird. Die Einbeziehung der Sonderabfallverbrennung in den 
Handel mit CO2-Zertifikaten ist aber nicht zielführend und abzulehnen. Zur Vermeidung 
von Wiederholungen verweisen wir hierzu auf die Stellungnahmen unseres Verbandes 
(www.bdsav.de/Aktuelles) sowie u.a. die Stellungnahmen des BDI, des VCI und der 
ITAD hierzu. Unsere Bedenken werden auch von der überwiegenden Anzahl der Bun-
desländer geteilt, wie Ihnen aus dem Antrag des Bundesrates im vorhergehenden Ge-
setzgebungsverfahren bekannt ist. Aus gegebenem Anlass weisen wir in diesem 
Zusammenhang auf den entsprechenden Antrag vom 9.7.2026 im Bayerischen Landtag 
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hin, der dieses Anliegen wieder aufgegriffen hat und der mit überzeugenden Argumen-
ten erneut die Rücknahme der Einbeziehung von Sonderabfallverbrennungsanlagen in 
das nationale Brennstoffemisionshandelssystem fordert (Bayrischer Landtag, Drucksa-
che 19/12811). Zutreffend wird darauf hingewiesen, dass der nationale Sonderweg der 
Bundesregierung unverändert klimapolitisch fragwürdig, für die Sonderabfallverbren-
nung wirtschaftlich stark belastend und ordnungspolitisch unverändert nicht überzeu-
gend ist. Dem ist aus unserer Sicht nichts hinzuzufügen. 
 
Der Koalitionsausschuss der Bundesregierung hat am 12.5.2026 beschlossen, das 
BEHG zu ändern und für 2027 die Rechtslage anzupassen. Das ist zu begrüßen, aber 
die vorgesehenen Änderungen überzeugen im Ergebnis nicht.  Die grundsätzlich kriti-
sche Haltung des BDSAV und der anderen Verbände am nationalen Brennstoffemissi-
onshandel für die thermische Abfallbehandlung gilt uneingeschränkt weiter; die von uns 
für 2027 mehrfach geforderte Rechtssicherheit wird mit dem Gesetzentwurf nur ansatz-
weise hergestellt. Insbesondere das aktuelle Versteigerungsverfahren sehen wir - 
ebenso wie andere Verbände - sehr kritisch, weil es bereits jetzt erkennbar die Beschaf-
fung der CO2- Zertifikate zu den höheren Preisen der Überschuss-und Nachverkaufs-
menge erzwingt und so über die gesetzliche Intention hinausgehend deutlich verteuert. 
Zudem ermöglicht das aktuelle Versteigerungssystem Spekulationsgeschäfte durch 
Branchenfremde. Diese Konsequenzen des vorgesehenen Versteigerungsprozesses 
sind inakzeptabel und zu korrigieren. Wegen weiterer Einzelheiten und unseren Vor-
schlägen hierzu verweisen wir auf die nachfolgenden Ausführungen.  
 
2. Im einzelnen 
 
2.1 Zu Artikel 1 Änderung des BEHG 
 
Hierzu beschränken wir uns auf die grundsätzliche Kritik aus der Vorbemerkung. Nicht 
nachvollziehbar ist in diesem Zusammenhang die Aussage der Bundesregierung, man 
wolle die CO2- Bepreisung im nationalen Brennstoffemissionshandel im kommenden 
Jahr „stabil halten“. Davon kann nicht die Rede sein, weil - wie eingangs ausgeführt und 
nachfolgend unter 2.2 präzisiert -  Preiserhöhungen bei Überschuss-und Nachkaufs-
mengen vorgenommen werden sollen. Wie die ersten Versteigerungsergebnisse ge-
zeigt haben, werden auch im weiteren Verlauf voraussichtlich nicht alle Gebote selbst 
für den Höchstpreis von 65 € befriedigt werden können, sodass man automatisch schon 
im laufenden Jahr Überschussmengen kaufen muss. Aufgrund der sich abzeichnenden 
Überzeichnung werden voraussichtlich signifikante Zertifikatsmengen zu einem höheren 
Preis im Vergleich zu 2026 zugekauft werden müssen, jedenfalls dann, wenn das Ver-
steigerungsverfahren nicht geändert wird.  
Das Versteigerungsmodell ist zu überarbeiten, da sich deutlich abzeichnet, dass Bran-
chenfremde dies als „Zockermarkt“ missbrauchen. Jede zusätzliche Preissteigerung  
geht massiv zulasten der Betreiber der thermischen Anlagen und der Sonderabfallver-
brennungsanlagen, die im Übrigen den Abfallerzeugern/Kunden nicht überzeugend und 
nachvollziehbar belegen können, dass bei einer Preisspanne von 55-65 € stets der 
obere Zertifikatspreis und gegebenenfalls auch der erhöhte Überschuss-/Nachverkaufs-
preis bezahlt werden müssen. Dies führt zu vermehrter Rechtsunsicherheit,  weil die  
Abfallerzeuger, die die Kosten für die Zertifikate nach der Vorstellung des Gesetzgebers 
als eigentliche Verursacher zu tragen haben, dieses zu Recht sehr kritisch hinterfragen 
und entsprechende, belastbare Nachweise zur Höhe der ihnen entstehenden Zertifi-
katskosten im Versteigerungsverfahren von den Anlagenbetreibern schwierig oder 



 

    
 

 

nichtzu erbringen sind. Diese Vorgehensweise belastet zusätzlich das Verhältnis zwi-
schen Anlagenbetreibern und Kunden/Abfallerzeugern, denen die Sinnhaftigkeit des na-
tionalen Brennstoffemissionshandels und der nationaler Alleingang im Regelfall ohnehin 
nicht  zu vermitteln ist. Im Übrigen verursacht dieses Procedere auch deutlich erhöhte 
Transaktionskosten, die häufig ausgeblendet werden, aber wirtschaftlich eine erhebli-
che zusätzliche Belastung darstellen. Der Verband lehnt - wie bekannt – im Übrigen 
weiterhin die gesetzlich zugewiesene Sonderrolle der SAV-Betreiber als Inkassobüro für 
die Abfallerzeuger und damit „Eintreiber“ der CO2-Abgabe ab. 
Im Rahmen der vorliegenden Novelle werden in 2027 die Festpreise für Zertifikate im 
Verkauf der Überschussmenge von 68 € auf 73 € und bei der Nachkaufmenge von 70 
auf 75 € deutlich angehoben. Durch die derzeit geltende Ausgestaltung der Versteige-
rungsphase  (§ 12 Abs.4 BEHV) erwarten wir, dass ein erheblicher Teil der Gesamtbe-
darfsmenge an Zertifikaten nicht für 65 € gedeckt werden können. Die Betreiber haben 
also aufgrund des Versteigerungsprozesses keine Chance vorsorglich ausreichend Zer-
tifikate für die vorgesehene Preisspanne zu erwerben. Außerdem ist von einer Reduzie-
rung der Gesamtversteigerungsmenge in 2027 auszugehen, mithin von einer weiteren 
Verschlechterung der Zuteilungsquote in dieser Versteigerungsphase. Dann erhöht sich 
der durchschnittliche Beschaffungspreis für Zertifikate 2027 ohnehin. Vor diesem Hin-
tergrund besteht keine Veranlassung, die Preise für die Überschussmenge und die 
Nachkaufmenge weiter anzuheben (siehe nachfolgend 2.2). 
 
2.2 Zu Artikel 2 Änderung der BEHV  
 
Die vorgesehenen Regelungen in Artikel 2 Nr. 6 (Erhöhung des Überschussmengen-
preises ) sowie in Art. 2 Nr. 7 (Erhöhung des Nachkaufmengenpreises) sind ersatzlos 
zu streichen, da die Erhöhung im Widerspruch zu der Aussage steht, dass die Preise 
für 2027 stabil gehalten werden sollen. Die Begründung, dass im Fall einer die angebo-
tene Menge übersteigende Nachfrage hierdurch unter anderem Preisverwerfungen am 
Sekundärmarkt vermieden werden können (Begründung zu Nr. 6), ist in dieser Form 
nicht nachvollziehbar. Entsprechendes gilt für die Ausführungen zu Nr. 7 in der Begrün-
dung. Für den Nachkaufmengenpreis wird ein weiterer Aufschlag damit begründet, dass 
der Nachkauf ausschließlich der Deckung nachträglich entstandener Bedarfe dienen 
und nicht zur strategischen Verschiebung von Nachfrage zwischen den Verkaufsjahren 
genutzt werden solle. Das ist ein sehr theoretischer Ansatz, der der betrieblichen Praxis 
und Realität nicht gerecht wird, jedenfalls keine tragfähige Begründung beinhaltet. 
 
Wie bereits unter 2.1 ausgeführt, muss das Versteigerungsverfahren so ausgestaltet 
werden, dass für den Regelfall der Preiskorridor bei der Ersteigerung der Zertifikate er-
reicht werden kann. Das ist aktuell nicht gewährleistet. In der 27. und 28. Kalenderwo-
che diesen Jahres haben die ersten beiden Versteigerungstermine stattgefunden. Es 
wurde eine Zuteilungsquote von 7,5 bzw. 6,0 beim Höchstpreis von 65 € erzielt. Es ist 
deshalb davon auszugehen, dass die relevanten Zertifikatsmengen für die Betreiber von 
SAV entgegen der gesetzlichen Intention zu einem höheren Preis als 65 € zu erwerben 
sind.  
Außerdem zeigt sich, dass Finanzmarktakteure den Markt beeinflussen und die Zertifi-
katskosten zumindest bei der Abfallentsorgung künstlich nach oben treiben. Der Ge-
setzgeber muss hier geeignete Maßnahmen ergreifen, um einen funktionierenden Markt 
zu schaffen. Dazu sind eine Erhöhung der Versteigerungsmenge, eine Verlängerung 
des Nachkaufs und eine Erhöhung der Nachkaufgrenze aus unserer Sicht zwingend. 
Weiterhin müssen Einschränkungen der Kaufoptionen bei Intermediären ohne Mandat 



 

    
 

 

eines BEHG -Verantwortlichen in das nationale Recht durch Änderung des BEHG und 
der BEHV umgesetzt werden. 
 
 
 
2.3 Weiterer Zeitplan für das Gesetzgebungsverfahren, Perspektive 2028 und an-
gemessene Fristen für eine Stellungnahme 
Ungeachtet der von uns vorgetragenen Bedenken ist es notwendig, dass die Betroffe-
nen möglichst zeitnah Rechtsklarheit für das kommende Jahr und auch die Folgejahre 
erhalten. Vor diesem Hintergrund bitten wir mit Nachdruck darum, dass Gesetzge-
bungs- und Verordnungsverfahren zügig voranzutreiben, um den Anlagenbetreibern, 
die die Zertifikatskosten auf die eigentlichen Verursacher umzulegen haben, zumindest 
ansatzweise mehr Rechtssicherheit zu gewähren. 
 
Mit dem Gesetzgebungsverfahren sollte - sofern an einem nationalen Brennstoffemissi-
onshandel für die Sonderabfallverbrennung festgehalten werden soll – auch für 2028 
eine frühzeitig bekannte und belastbare Preisbasis geschaffen werden, die den Anla-
genbetreibern Rechts-und Kalkulationssicherheit ermöglicht. Eine Option wäre hier, 
dass der Zertifikatspreis im nationalen Brennstoffemissionshandel an den mengenge-
wichteten Durchschnittspreis des EU-ETS I aus dem jeweiligen Quartal des Vorjahres 
gekoppelt wird.  
 
Abschließend gestatten Sie den Hinweis, dass wir - auch mit Blick auf das Ziel, zeitnah 
Rechtssicherheit zu vermitteln - Verständnis für kurze Fristen bei einer Verbandsanhö-
rung haben, aber eine einwöchige Stellungnahmefrist gestattet es nicht, qualifizierte 
Rückmeldungen unserer Mitglieder in das Verfahren einzubringen. 
   
Für eventuelle Rückfragen und Einzelheiten stehen der Unterzeichner, bei Bedarf auch 
die Vertreter aus unseren Mitgliedsunternehmen jederzeit gern zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

- 
RA Jörg Rüdiger  

Geschäftsführer BDSAV 


